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§5
(1) Die Tarife EHL und EUL gelten für Erdgaslieferungen 

aus dem Erdgashochdruck- und -mitteldfucknetz an Letzt­
verbraucher, die ihre Abnahme vertraglich zu binden haben 
(Abnahme > 170 Gcal/a).

(2) Der Tarif ENL gilt für Erdgaslieferungen aus dem Erd­
gasniederdrucknetz an Letztverbraucher, die ihre Abnahme 
vertraglich zu binden haben (Abnahme ^ 170 Gcal/a).

(3) Die Tarife EHM und EUM gelten für alle sonstigen Ab­
nehmer von Erdgas aus dem Erdgashochdruck- und -mittel- 
drucknetz.

(4) Die Tarife SBZ, SBG, EBZ und EBM gelten für den 
Verbrauch von Gas in Wohnungen und ihren Nebenräumen 
für Kochen, Heißwasserbereitung und Beheizen. Die Bestim­
mungen der Tarife SBZ und EBZ gelten nur, soweit nicht 
die Anwendung der Tarife SHZ und EHZ verbindlich vorge­
schrieben ist.

(5) Die Tarife SHZ und EHZ gelten für Abnehmer, denen 
ab 1. Januar 1978 vom Energieversorgungsbetrieb die in den 
Rechtsvorschriften geforderte Einwilligung6, ihre Wohnungen 
mit Gas zu beheizen, erteilt und dazu ein Normativ7 (grund­
sätzlich als Jahresnormativ) zugewiesen wurde. Die Tarife 
sind jeweils mit Inbetriebnahme dieser Heizungen anwend­
bar. Abnehmer, denen vor dem 1. Januar 1978 die in den 
Rechtsvorschriften geforderte Einwilligung6, ihre Wohnung 
mit Gas zu beheizen, erteilt wurde, können den Tarif SHZ 
bzw. EHZ beim zuständigen Energieversorgungsbetrieb zur 
Anwendung beantragen.

(6) Der Tarif SWG gilt für den Wohnraumheizverbrauch 
von Stadtgas in Berlin, Hauptstadt der DDR. Er ist auf die 
Gasmengen7 anwendbar, die mit der in. den Rechtsvorschrif­
ten geforderten Einwilligung6 zum Beheizen der Wohnung 
mit Gas zugrunde gelegt werden. Der übrige Verbrauch
— einschließlich des Verbrauches von Gasheizgeräten in 
Küche und Bad — wird nach dem Tarif SBG abgerechnet.

(7) Die Tarife SPM und EPM gelten für alle in den Ab­
sätzen 1 bis 6 und 8 nicht genannten Abnehmer.

(8) Für die Einrichtungen der Religionsgemeinschaften gel­
ten beim Bezug von Stadtgas und Erdgas die folgenden Ta­
rife:
— für die Gesundheits-, Pflege- und Vorschuleinrichtungen 

die Tarife SPM und EPM,
— für die übrigen Einrichtungen — auch in Berlin, Haupt­

stadt der DDR — die Tarife SBZ, SWG, EBZ und EHZ.

§ 6
Gütebestimmungen

Die in den Gas-Tarif-Bestimmungen enthaltenen Preise 
gelten für Erzeugnisse, die den verbindlichen Standards8 ent­
sprechen.

§ 7
Produktgebundene Abgaben und Preisstützungen9

(1) Die produktgebundenen Abgaben und Preisstützungen 
für die Erzeugnisse gemäß § 1 Abs. 1 werden den Betrieben 
durch die zuständigen Preiskoordinierungsorgane mitgeteilt.

(2) Für Erzeugnisse, für die nach § 8 Abs. 3 Preisanirag zur 
Preisfestsetzung zu stellen ist, werden die produktgebunde­
nen Abgaben und Preisstützungen durch das staatliche bzw. 
wirtschaftsleitende Organ mitgeteilt, das für die Preisfest­
setzung verantwortlich ist.

6 z. Z. gelten die §§ 17 und 18 der Energieverordnung vom S. Septem­
ber 1976 (GBl. I Nr. 38 S. 441).

7 z. Z. gelten die vom Minister für Kohle und Energie am 22. Septem­
ber 1978 bestätigten Normative für den Heizgasverbrauch der Bevöl­
kerung.

8 z. Z. gelten die TGL 28049 für Stadtgas und die TGL 28050 für Erd­
gas.

S Z. zy gelten die Verordnung vom 1. März 1972 über produktgebun­
dene Abgaben und Subventionen — PAVO - (GBl. II Nr. 12 S. 137), die 
1. PADB vom 1. März 1972 (GBl. II Nr. 12 S. 141) und die 3. FADB vom 
21. April 1979 (GBl. I Nr. 13 S. 95).

(3) Unabhängig von den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
haben die Betriebe die produktgebundenen Abgaben und 
Preisstützungen bei den gemäß Absätzen 1 und 2 verant­
wortlichen Organen zu erfragen, wenn ihnen zum Beginn 
der Produktion die produktgebundenen Abgaben und Preis­
stützungen nicht mitgeteilt worden sind.

§ 8
Schlußbestimmungen

(1) Diese Anordnung tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. Sie 
greift in laufende Verträge ein und gilt für alle Lieferungen, 
die jeweils vom 1. Januar des Kalenderjahres an erfolgen. 
Als geliefert gelten alle Gasmengen, die mit der ersten tur­
nusmäßigen Ablesung in den einzelnen Jahren erfaßt wer­
den.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Anordnung treten außer 
Kraft:

a) — Anordnung Nr. Pr. 126 vom 15. Mai 1975 über die Ta­
rife und Preise für die Lieferung von Gas (GBl. I 
Nr. 22 S. 373)

— Anordnung Nr. Pr. 126/1 vom 30. Dezember 1977 über 
die Tarife und Preise für die Lieferung von Gas 
(GBl. I 1978 Nr. 5 S. 81)

— Anordnung Nr. Pr. 126/2 vom 28. Dezember 1978 über 
die Tarife und Preise für die Lieferung von Gas 
(GBl. I 1979 Nr. 5 S: 56) und

— Anordnung Nr. Pr. 126/3 vom 10. Mai 1979 über die 
Tarife und Preise für die Lieferung von Gas (GBl. I 
Nr. 16 S. 131);

b) alle in Ergänzung und auf der Grundlage der unter 
Buchst, а genannten Preisvorschriften erteilten Preis­
karteiblätter und vom Leiter des Preiskoordinierungs­
organs herausgegebenen Preisvorschriften.

(3) Für Erzeugnisse, die gemäß § 1 in den Geltungsbereich 
dieser Anordnung gehören, in den Preislisten jedoch nicht 
aufgeführt sind, sind Preisanträge auf der Grundlage der 
geltenden Preisvorschriften10 * beim jeweils zuständigen Preis­
koordinierungsorgan11 einzureichen.

Berlin, den 8. Mai 1980

Der Minister Der Leiter
für Kohle und Energie des Amtes für Preise

M i t z i n g e r  H a l b r i t t e r
Minister

10 z. Z. gilt die Anordnung Nr. Pr. 305 vom 29. Februar 1980 über dar 
Preisantragsverfahren (GBl. I Nr. 12 S. 91).

11 Z. Z. gilt die Anordnung Nr. Pr. 304 vom 7. Dezember 1979 über die 
Nomenklatur der Preiskoordinierungsorgane (Sonderdruck Nr. 1008 des 
Gesetzblattes).

Anordnung 
über die Berufsausbildung Jugendlicher 

in Jugendwerkhöfen

vom 5. Mai 1980

Die Jugendwerkhöfe dienen der Umerziehung von Jugend­
lichen, deren Persönlichkeitsentwicklung gefährdet • und auch 
bei staatlicher und gesellschaftlicher Unterstützung unter Ver­
antwortung der Erziehungsberechtigten nicht gewährleistet 
ist. Im Rahmen aller Erziehungsmaßnahmen im Jugendwerk­
hof erweist sich eine solide Berufsausbildung als entschei­
dende Grundlage für die persönliche Lebensperspektive und 
für den Platz, den diese Jugendlichen nach der Entlassung in 
ihren künftigen Arbeitskollektiven und im gesellschaftlichen 
Leben einnehmen. Zur Sicherung der Berufsausbildung dieser 
Jugendlichen wird im Einvernehmen mit den Leitern der zu­
ständigen zentralen Staatsorgane sowie in Übereinstimmung 
mit dem Bundesvorstand des Freien Deutschen Gewerk-


